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Nie wieder Faschismus - 
Nie wieder Krieg! laute-
te der Schwur der Über-
lebenden am 8./9. Mai 
1945 in Europa und in 

der Welt. Es war der Tag der Befrei-
ung vom nazistischen Joch, der Tag 
des Sieges über den deutschen Fa-
schismus. 

Für Millionen Menschen, Opfer der 
nazistischen Diktatur kam dieser Tag 
zu spät; für Jüdinnen und Juden, Sinti 
und Sintize, Roma und Romnija, Ho-
mosexuelle und Zwangsarbeiter_in-
nen. Zu spät aber auch für Kommu-
nist_innen, Sozialdemokrat_innen, 
Gewerkschafter_innen, Christ_innen 
und viele politisch antifaschistisch 
Denkende und Handelnde. Sie und 
hunderttausende alliierter Soldat_in-
nen, Partisan_innen, Widerstands-
kämpfer_innen in vielen Ländern 
mussten für den Sieg und die Befrei-
ung ihr Leben geben, weil der Wider-
stand gegen Faschismus und Krieg in 

Deutschland zu schwach war. Viele, 
aber dennoch viel zu wenige Men-
schen haben Widerstand geleistet. 
Dabei muss der Beitrag der Sowjet-
union bei der Zerschlagung des Fa-
schismus an der Ostfront hervorgeho-
ben werden. Soldat_innen der Roten 
Armee zertrümmerten 506 deutsche 
Divisionen sowie 100 Divisionen von 
Hitler-Verbündeten. Bei den Kämpfen 
in West-Europa, Nord-Afrika und Ita-
lien wurden dagegen insgesamt 176 
deutsche Divisionen zerstört. Der 
deutsche Antifaschist, Exilant und Ve-
teran der Roten Armee Stefan Doern-
berg war einer von ihnen. Er brachte 
es einst in seiner Rede auf unserem 
Fest zum 9. Mai auf den Punkt: »Die 
Rote Armee rettete die Zivilisation«. 

80 Jahre nach Beginn des Spanischen 
Bürgerkrieges (18. Juli 1936) sowie 75 
Jahre nach dem Angriff auf die Sowje-
tunion (22. Juni 1941), das Königreich 
Jugoslawien und das König-
reich Griechenland (6. April 

3

EDITORIAL



1941) wollen wir uns auch und ganz 
besonders am 71. Jahrestag des Sie-
ges über den deutschen Faschismus 
bei allen antifaschistischen Kämp-
fer_innen bedanken, die einen Bei-
trag zur Zerschlagung Nazideutsch-
lands geleistet haben. In Erinnerung 
und Gedenken an sie wollen wir am 
9. Mai mit vielen Gästen im Trepto-
wer Park, unweit des Sowjetischen 
Ehrenmals, feiern. Auch im neunten 
Jahr organisieren wir deshalb ehren-
amtlich unser nicht-kommerzielles 
Fest zum Tag des Sieges und feiern, 
essen und trinken zusammen mit den 
Veteran_innen, zahlreichen Gästen, 
Musiker_innen und Freund_innen.

Der Kampf um den Frieden ist auch 
71 Jahre nach der militärischen Zer-
schlagung des deutschen Faschismus 
durch die Armeen der Anti-Hitler-
koalition, die antifaschistischen Wi-
derstandskämpfer_innen und Parti-
san_innen unsere tägliche Aufgabe. 
Denn auch heute existieren immer 
noch Neo-Nazi-Gruppen. Neofa-
schistische, antisemitische, antiziga-
nistische, rassistische und nationa-
listische Einstellungen gewinnen in 
der Welt an Popularität und gefähr-
den ernsthaft ein friedliches Zusam-
menleben der Menschen in Europa, 
Deutschland wie auch in der Ukraine, 
Russland und Polen. Wir sagen: Soli-
darität statt Nationalismus!

Neonazis und Nationalist_innen, wie 
die NPD, Pegida und die AfD nutzen 
die Krise, um Stimmung zu machen. 

Sie setzen auf Ängste. Die „Soziale 
Frage“ wird oft völkisch bestimmt und 
reaktionär beantwortet. 
Es geht dabei nicht um Lösungsansät-
ze gegen die eigentlichen Ursachen 
dieser Krisen – den Kapitalismus. 
Antisemitismus, Antikommunismus, 
Chauvinismus und andere Ideolo-
gien der Ungleichwertigkeit bilden 
den Nährboden für neofaschistische 
Gewalt. Die Angriffe richten sich ge-
gen Jüdinnen und Juden, Roma und 
Romnija sowie Sinti und Sintize und 
Migrant_innen, insbesondere Mus-
lim_innen. Zum Feindbild gehören 
aber auch jene, die sich antifaschis-
tisch und antirassistisch engagieren. 
Und auch heute leisten viele, aber 
dennoch viel zu wenige Widerstand. 
In diesem Jahr erinnern wir in unserer 
Broschüre an den Spanischen Bür-
gerkrieg und den Überfall auf Jugos-
lawien, und beschäftigen uns mit der 
Rolle von Geschichtsrevisionismus. 

Basisorganisation (BO) 8.Mai 
der Berliner Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes
Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten (VVN-BdA)

Antifaschistische 
Initiative Moabit (AIM) 

Autonome Antifa Berlin (A2B)

Interventionistische Linke Berlin
Stadtteilladen Zielona Gora e.V

HITLER KAPUTT! 
WER NICHT FEIERT, HAT VERLOREN!
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Als am Abend des 8. Mai 2006 im Kapitulationsmuseum in Karlshorst 
(im Deutsch-Russischen Museum) auf den 61. Jahrestag des Sie-
ges über den deutschen Faschismus angestoßen wurde, waren 
auch wir, acht Frauen und Männer dabei. Wir traten an diesem Tag 
gemeinsam in die „Berliner Vereinigung der Verfolgten des Nazire-

gimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten“ (VVN-BdA) ein. Die 
VVN-BdA steht in der Tradition des Kampfes für ein „anderes Deutschland“ 
zwischen 1933 und 1945, repräsentiert von den Widerstandskämpferinnen 
und -kämpfern gegen den deutschen Faschismus – unabhängig von ihrer po-
litischen Herkunft. Für alle Menschen, die aus den Konzentrationslagern, Ge-
fängnissen, aus ihren Verstecken im Untergrund befreit wurden, die aus dem 
Exil zurückkehren konnten, bedeutete der 8. Mai 1945 Befreiung, was sonst!

Da wir seit vielen Jahren gemeinsam antifaschistisch aktiv sind, entschlossen 
wir uns, diesen Aktivitäten einen festen Rahmen in der Berliner VVN-BdA zu 
geben und uns in einer eigenen Basisorganisation (BO) zu organisieren. Der 

Name unserer BO ist nicht ganz überraschend 
„8. Mai“. Unsere BO ist für all jene offen, die 
sich mit ihren Ideen und Möglichkeiten in die 
antifaschistische Arbeit einbringen wollen.

Um die BO „8. Mai“ haben sich weitere Berliner 
Gruppen zusammengefunden. Unser gemein-
sames zentrales Anliegen ist der Kampf gegen 
alte und neue Nazis, gegen staatlichen Rassis-
mus, Antisemitismus und der Kampf gegen die 
Militarisierung der Bundesrepublik. Das heißt 
auch, sich den Nazis dort entgegen 

NIE WIEDER 
KRIEG! 
NIE WIEDER
FASCHISMUS!
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zu stellen, wo sie sich zeigen. Doch wir halten es für unbedingt notwendig, sich 
nicht alleinig auf die Verhinderung von Aktionen der Neonazis, wie Demonst-
rationen zu beschränken. Erinnerungs- und Gedenkarbeit besitzen für uns den 
gleichen Stellenwert.

Seit Jahren mehren sich geschichtsrevisionistische Angriffe, die den Beitrag der 
damaligen Sowjetunion bzw. der Roten Armee zur Befreiung Deutschlands und 
Europas vom Faschismus schmälern und relativieren wollen. Deshalb haben wir 
mit unserem alljährlichen Fest zum 9. Mai unter dem Motto „Wer nicht feiert, 
hat verloren“ ein Fest etabliert, das sich entschieden gegen diese Versuche, die 
Geschichte zu verfälschen, wendet. Jedes Jahr werden neben Informations- 
und Bücherständen, Führungen zum Ehrenmal, einem Kinderprogramm und 
russischer Küche auch ein deutsch/russisches Kulturprogramm geboten. Zeit-
zeugen wie Moritz Mebel (Oberleutnant der Roten Armee), Stefan Doernberg 
(Leutnant der Roten Armee), Ilja Kremer (Soldat der Roten Armee) und Wladimir 
Gall (Hauptmann der Roten Armee) bereicherten das Fest mit Schilderungen 
ihrer Erlebnisse. Dazu gehörten auch polnische Kombattantinnen und Kom-
battanten, die in den Reihen der 1. Polnischen Armee an der Befreiung Berlins 
beteiligt waren. So Kapitän zur See Henryk L. Kalinowski, Oberleutnant Hania 
Szelewicz, Oberst Eugeniusz Skrzypek oder Major Lech Tryuk, der sich als Sol-
dat der Armia Krajowa, nach dem gescheiterten Warschauer Aufstand 1944, 
der 1. Polnischen Armee anschloss.

Mit unserem Fest wollen wir ein deutliches Zeichen unseres entschiedenen 
Widerstandes gegen geschichtsrevisionistische Tendenzen und das unter-
schiedslose Gedenken bzw. die Vermischung von Opfern und Tätern setzen 
und festlich daran erinnern, dass erst mit der bedingungslosen Kapitulation 
Nazideutschlands und dem Sieg der Alliierten und vor allem dank der Roten 
Armee und ihrer Verbündeten das von Berlin ausgegangene Morden ein Ende 
fand. Für uns gilt ganz im Sinne von Ernest Hemingway: „Jeder Mensch, der die 
Freiheit liebt, hat der Roten Armee mehr zu verdanken, als er jemals in seinem 
Leben bezahlen könnte.“ Für die Menschen in Deutschland und Europa waren 
der 8. und 9. Mai 1945 die Befreiung, der erste Tag des Friedens. 

Aber das „Morgenrot der Menschheit“ das unser Genosse und deutscher Ré-
sistance-Kämpfer Peter Gingold am 8. Mai 1945 aufscheinen sah, eine „Welt 

des Friedens und der Freiheit“ für 
die zu kämpfen uns die Häftlinge des 
KZ-Buchenwalds nach ihrer Selbstbe-
freiung in ihrem Schwur auftrugen, ist 
längst nicht verwirklicht. Unser Kampf 
geht weiter.

AUCH DAFÜR STEHT 
� UNSER FEST.
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Als in der Nacht vom 8. 
zum 9. Mai 1945 in Ber-
lin-Karlshorst Vertreter 
des Oberkommandos der 
deutschen Wehrmacht 

vor den Vertretern der Streitkräfte 
der Anti-Hitler-Koalition die offiziel-
le Urkunde über die bedingungslose 
Kapitulation unterzeichnet hatten, 
war ein verbrecherisches System zer-
schlagen worden, dessen Weltherr-
schaftspläne, Herrschaftspraxis und 
Rassenwahn die menschliche Zivili-
sation generell in Frage gestellt hat-
ten.Der Sieg über den deutschen 
Faschismus und die Befreiung Euro-
pas bleiben eine Leistung aller Ver-
bündeten in der Anti-Hitler-Koaliti-
on. Die Bedrohung führte 
Staaten unterschiedlicher 

BEDINGUNGSLOSE KAPITULATION 
NAZIDEUTSCHLANDS, TAG DER 
BEFREIUNG VOM DEUTSCHEN 
FASCHISMUS UND TAG DES SIEGES
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Gesellschaftsordnung und Menschen 
unterschiedlichster Weltanschauung 
und politischer Orientierung zusam-
men. An der Seite der Streitkräfte 
der Anti-Hitler-Koalition kämpften 
Partisanen_innen und Widerstands-
kämpfer_innen in allen okkupierten 
Gebieten für die Freiheit ihrer Länder. 
Deutsche Antifaschist_innen reihten 
sich ebenfalls in die Armeen der An-
ti-Hitler-Koalition und in die Partisa-
nen- und Widerstandsgruppen ein. 
Nicht vergessen werden dürfen die 
mutigen Frauen und Männer, die aus 
den unterschiedlichsten Motiven un-
ter ständiger Lebensgefahr im Deut-
schen Reich Widerstand gegen das 
Naziregime leisteten. 

Die Hauptlast im Kampf gegen Na-
zi-Deutschland trug jedoch die Sow-
jet-union. Sie hatte den entscheiden-
den Anteil am Sieg. Die Ostfront war 
die Hauptfront des Zweiten Weltkrie-
ges. Lange bevor endlich die zweite 
Front eröffnet wurde, hatten sow-
jetische Soldat_innen den Feind vor 

Moskau gestoppt, in Stalin-
grad und im Kursker Bogen 

die Wende des Krieges erzwungen. 
Der Preis für diese Leistung war hoch. 
Mit über 30 Millionen Menschen hat-
te die Sowjetunion die mit Abstand 
größten Verluste zu beklagen. Über 
8 Millionen sowjetische Soldat_innen 
ließen dafür an der Front ihr Leben. 
Mehr als 26 Millionen Zivilpersonen 
wurden getötet oder starben unter 
den unmittelbaren Kriegseinwirkun-
gen. Der deutsche Aggressor hinter-
ließ eine Spur der „verbrannten Erde“: 
1.710 Städte und 70.000 Dörfer, 
31.800 Industriebetriebe, 13.000 
Brücken und 65.000 Kilometer Ei-
senbahnnetz zerstört, gesprengt oder 
niedergebrannt.

Die Bilanz des Zweiten Weltkrieges 
ist eine Bilanz des Schreckens. Mehr 
als 60 Millionen Menschen starben 
bei Kampfhandlungen, durch Repres-
salien, Massenvernichtungsaktionen 
und Kriegseinwirkungen. 
Von den 18 Millionen Menschen, die 
deutsche Faschisten in Konzentra-
tionslager deportierten, wurden elf 
Millionen ermordet oder durch Arbeit 
vernichtet. Unfassbar die planmäßige 
Vernichtung von sechs Millionen eu-
ropäischen Jüdinnen und Juden, die 
– wie auch Sinti und Sintize, Roma 
und Romnija – dem Völkermord zum 
Opfer fielen. In Deutschland muss-
ten fast acht Millionen und in Japan 
über zwei Millionen Menschen aus 
den von den Achsenmächten überfal-
lenen Ländern Zwangsarbeit leisten. 
China hatte mit 10-15 Millionen, Po-
len mit sechs Millionen, Jugoslawien 
mit 1,5 Millionen, Frankreich mit etwa 
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700.000, die USA und Großbritan-
nien mit jeweils ca. 400.000 und 
Italien mit 500.000 Toten ebenfalls 
einen hohen Preis für die Befreiung 
bezahlt.

Im April 1945 war der Krieg an sei-
nen Ausgangspunkt zurückgekehrt. 
In Berlin waren mit der „Machter-
greifung“ im Januar 1933 die Wei-
chen für die „Neuordnung Euro-
pas“ gestellt worden. Von hier aus 
wollte sich ein “Tausendjähriges 
Reich” über die versklavten Völker 
erheben. Dem Terror nach innen 
folgte der Terror nach außen. Die 
Revision des Versailler Vertrages 
war das Vorspiel zur Eroberung von 
„Lebensraum“ und Rohstoffquellen, 
die den planmäßigen Völkermord 
einschloss. In Berlin befand sich die 
Kommandozentrale des verbreche-
rischen Naziregimes. 
Der 8. Mai 1945 markiert das Ende 
der nazistischen Diktatur. Für Milli-
onen von KZ-Häftlingen, Zwangs-
arbeiter_innen, Widerstandskämp-
fer_innen, Jüdinnen und Juden, Sinti 
und Sintize, Roma und Romnija, po-

litischen Gegnern und sonstigen 
„Feinden“ war die bedingungslose 
Kapitulation der deutschen Wehr-
macht am 8. Mai 1945 der Tag der 
Befreiung. Während in der DDR der 
8. Mai als Tag der Befreiung vom Fa-
schismus gefeiert wurde, blieb er für 
die westdeutsche Nachkriegsgesell-
schaft eher ein unbequemes Datum. 
Dort war er kein offizieller Gedenk-
tag. Im Vordergrund stand die Erin-
nerung an „Flucht und Vertreibung“.
Obwohl das besiegte Deutschland 
bereits am Abend des 8. Mai 1945 
gegenüber den Truppen der So-
wjetunion kapitulierte, wurde die 
Siegesmeldung erst einige Stunden 
später, um 2.10 Uhr morgens über 
Radio Moskau bekannt gegeben. 
Zusammen mit der Meldung von 
der bedingungslosen Kapitulation 
des Deutschen Reiches erklärte das 
Präsidium des Obersten Sowjet den 
9. Mai zum landesweiten arbeits-
freien Feiertag zu Ehren des Sieges 
über Nazideutschland. Seitdem wird 
der 9. Mai in vielen Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion als „Tag 
des Sieges“ gefeiert.
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Das Europa-Parlament in Straßburg hat am 23. September 2008 mit 
533 Ja- gegen 44 Nein-Stimmen (bei 33 Enthaltungen) der Euro-
päischen Kommission und dem Ministerrat in Brüssel sowie den 
Regierungen aller Mitgliedstaaten vorgeschlagen, den 23. August 
zu einem europaweiten gemeinsamen Gedenktag für die Opfer al-

ler totalitären und autoritären Regime, von Stalinismus und Nazismus, auszu-
rufen, eine gesamteuropäische Gedenkstätte für die Opfer errichten zu lassen 
und weitere Anstrengungen zur Popularisierung der Totalitarismusdoktrin auch 
finanziell zu fördern.

Wenden wir uns zunächst dem Ereignis zu, auf das da Bezug genommen wird 
und von dem es noch zwölf Tage bis zum Beginn des Krieges war, der zum 
Zweiten Weltkrieg wurde. Am 23. August 1939 schlossen Deutschland und die 
Sowjetunion einen Nichtangriffspakt. Der diplomatische Akt stellte eine totale 
Wende in den Beziehungen der beiden Staaten dar. 

Für die deutschen Machthaber, die den in der UdSSR angeblich herrschen-
den »jüdischen Bolschewismus« eben noch als ihren Hauptfeind bezeichnet 

hatten. Und es traf nicht minder auf die sowjetische Seite zu, hatte 
in Moskau doch 1935 der VII. Weltkongress der Kommunistischen 

10

Kurt Pätzold

GEDENKTAG: 
23. AUGUST 
ODER 9. MAI?



Internationale stattgefunden, der den 
Faschismus an der Macht als unheil-
drohendes imperialistisches und auf 
Krieg ausgehendes Regime kenn-
zeichnete.

Die Unterzeichnung des Paktes fand 
in einem Moment statt, da sich Euro-
pa - kaum ein Jahr nach der »Tsche-
chienkrise« - zum zweiten Mal in einer 
Vorkriegskrise befand, die erkennbar 
einem Kulminationspunkt entge-
gentrieb. Ausgelöst worden war sie 
wiederum von Deutschland. Diesmal 
durch die Ansprüche und Drohungen 
seiner Machthaber gegen den Nach-
barstaat Polen.

Die Sowjetunion bekundete an jenem 
Augusttag ihr Interesse, aus dem na-
hen Krieg heraus zu bleiben, nach-

dem sie mit ihren seit 1933/1934 unternommenen Bestrebungen geschei-
tert war, ihn zu verhindern. Denn die von ihr initiierte Politik der kollektiven 
europäischen Sicherheit war schon auf einen toten Punkt gelangt, bevor die 
Regierungschefs Großbritanniens und Frankreichs 1938 nach München reis-
ten und Hitler die Amputation der Tschechoslowakei zugestanden. Im Herbst 
1938 hatten Berlin, Rom, Paris und London die Sowjetunion in gemeinsamer 
Aktion aus der europäischen Szene gedrängt, sie isoliert. Dennoch versuchten 
die Politiker im Kreml, als die deutsche Wehrmacht im März 1939 in Prag ein-
marschierte, die Tschechoslowakei liquidierte und die Appeasement-Politiker 
blamiert waren, die Idee der Zusammenarbeit der nicht am Krieg interessierten 
Staaten noch einmal zu reanimieren. Vergeblich.

Nachdem die Option, Nazideutschland durch eine mächtige Koalition abzu-
schrecken, erledigt war, hatte Moskau noch diese Alternative: nichts zu tun und 
abzuwarten oder sich dieses Deutschland samt seinem auf die Ostexpansion 
fixierten Führer auf unbestimmte Zeit vom Halse zu halten.

Vor der Sowjetunion hatten übrigens andere Deutschland benachbarte Staaten 
mit der Naziregierung Nichtangriffspakte abgeschlossen: 1934 zu-
erst Polen, es folgte in München im September 1938 eine Erklärung 
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Hitlers und Chamberlains mit dem »Wunsch unserer beiden Völker... niemals 
wieder gegeneinander Krieg zu führen«, und wenig später, im Dezember 1938, 
ein deutsch-französisches Bekenntnis zu »friedlichen und gutnachbarlichen 
Beziehungen«. Die bloße Tatsache, dass sich der Kreml nun zu einem ähnlichen 
Schritt entschloss, konnte rechtens keine Kritik der Vorgänger wachrufen.

Doch mit der beiderseitigen Versicherung der Friedfertigkeit hatte der Schritt 
des 23. August sein Bewenden nicht. Vier Wochen später wurde deutlich, dass 
sich die Abmachungen der beiden Mächte nicht in den veröffentlichten Texten 
erschöpften. Die Rote Armee fiel am 17. September in den Osten Polens ein 
und nahm dessen Territorium bis zu einer Linie in Besitz, die bei der Wiederher-
stellung eines polnischen Staates 1918 als Grenze beider Staaten empfohlen, 
dann aber im Ergebnis des Krieges zwischen Polen und der UdSSR von 1920 
weit nach Osten verlegt worden war. In diesen Landstrichen stellten Polen eine 
Minderheit der Bevölkerung.

Was immer an historischen und aktuell-politischen Argumenten zur Rechtfer-
tigung dieser Militäraktion aus dem Kreml verlautete, es konnte die Tatsache 
nicht vernebeln, dass die UdSSR vom Krieg Deutschlands gegen Polen zu pro-
fitieren suchte und das Völkerrecht missachtete. 

Soviel zu den Tatsachen und Folgen des Abkommens. Sind sie geeignet, den 
23. August zu einem besonderen europäischen Tag der Erinnerung zu erhe-
ben? Und dies, obwohl der Beginn des Zweiten Weltkriegs, der 1. September, 
in Teilen Europas seit Generationen als Tag des Gelöbnisses für den Frieden 
begangen wird? Und Millionen Menschen vieler Zungen den 8./9. Mai als Fest 
des wieder gewonnenen Friedens feiern und damit der Opfer gedenken, die 
dieser forderte?

Der Konkurrenzvorschlag der EU-Parlamentarier relativiert die Bedeutung die-
ser beiden Daten der europäischen Geschichte und setzt an ihre Stelle ein Er-
eignis, das im Vergleich von ungleich geringerer Reichweite und Folgenschwe-
re war. Er stellt das zweiseitige Abkommen in eine Beziehung zum Krieg und 
dessen Opfern, die erfunden ist. Die Sowjetunion besaß im Spätsommer 1939, 
auf sich allein gestellt, nicht die Spur einer Chance, den deutschen »Welterobe-
rungskrieg« (Thomas Mann) zu verhindern. Und der Entschluss der Führer Na-
zideutschlands, diesen Krieg vor dem Herbst 1939 zu beginnen, war Monate 
vor dem Abkommen gefällt. Der Sowjetunion für die Entstehung dieses Krieges 
eine Mitverantwortung anzudichten, geht einher mit dem Totschweigen der 

Politik der kollektiven Sicherheit und insbesondere der Rolle des so-
wjetischen Außenministers Maxim Litwinow.
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Mit der Fixierung der Erinnerung auf den 23. August wird auch der 27. Ja-
nuar herabgestuft, der so genannte »Auschwitz-Gedenktag«. An diesem wird 
zum einen an die Sowjetarmee erinnert, die das Tempo der Vernichtung des 
Kriegsgegners wesentlich bestimmte und mit dem Tod Hunderttausender ihrer 
Soldaten ungezählte Menschenleben rettete. Zum anderen stellt dieser Januar-
tag 1945 die Nachgeborenen vor die Frage, in welchem Verhältnis das eigene 
Land und die eigenen Vorfahren zum Verbrechen des Massenmordes an den 
europäischen Juden standen. Während der Blick auf den Augusttag 1939 eine 
in mehreren europäischen Staaten anzutreffende Tendenz unterstützt, vor his-
torischen Wahrheiten die Flucht anzutreten.

Rasch, schon am 30. November 2009, hat das in der Sache gar nicht ange-
sprochene kanadische Unterhaus reagiert und sich für den europäischen Ge-
denktag für die Opfer aller totalitären und autoritären Regime erklärt. Gleiches 
beschlossenen die Mitgliedstaaten Estland, Lettland, Litauen, Schweden und 
Slowenien. Das Groteske an diesem Vorgang ist, dass unter Beteuerungen zum 
Pluralismus Politiker dem Volke wieder einmal eine für ihre Zwecke geeignete 
Geschichtsdeutung als die allein angemessene empfehlen. Sie deklarieren, Eu-
ropa müsse, solle es sich wirklich einigen, zu einer gemeinsamen Sicht auf seine 
Geschichte gelangen. Das Opfergedenken ist vorgetäuscht. Es geht darum, die 
Geschichte des 20. Jahrhunderts umzudeuten als Weg in die Freiheit, hinweg 
über zwei Diktaturen.

Gekürzte und redaktionell bearbeitete Fassung des Artikels „Der Pakt der Diktatoren“ 
veröffentlicht im „Neuen Deutschland“ vom 18.08.2012
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Im Jahr 2016 ist (auch) zu erinnern 
an die Formierung der Interna-
tionalen Brigaden in Spanien im 
Herbst vor 80 Jahren. Im Kampf 
gegen die Franco-Putschisten und 

ihre Kumpane aus dem faschistischen 
Ausland reihten sich Zehntausende 
Freiwillige aus mehr als 50 Ländern 
weltweit in die Front der Verteidiger 
der im Februar 1936 demokratisch 
gewählten Regierung der Spanischen 

Republik ein. Das war nicht 
nur eine Sternstunde der 

Kommunistischen Internationale, von 
der letztlich die Initiative dazu aus-
gegangen war, sondern zugleich eine 
Kampfansage der internationalen Ar-
beiterbewegung an die vom Faschis-
mus drohende Gefahr für die ganze 
Welt. 

In den Kämpfen zum Schutz der spa-
nischen Hauptstadt Madrid vor den 
Truppen General Francos, der im Juli 
1936 die Meuterei von Teilen der 
Armee ausgelöst hatte und nun von 
Fremdenlegionären und marokkani-
schen Söldnern wie von regulären ita-
lienischen und deutschen Streitkräf-
ten unterstützt wurde, bestanden die 
ersten drei Bataillone der später we-
nigstens fünf Interbrigaden Anfang 
November trotz erheblicher Verluste 

ZUM 80. JAHRESTAG 
DER GRÜNDUNG DER 
INTERNATIONALEN BRIGADEN 
IN SPANIEN IM HERBST 1936
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ihre erste Bewährungsprobe. Von der 
Schlacht am Jarama im Februar/März 
1937 über Guadalajara oder Teruel 
bis zum Ebro im Sommer und Herbst 
1938 eilte ihnen dabei der in die Ge-
schichte eingegangene Ruf voran: 
„No pasarán – pasaremos! Sie werden 
nicht durchkommen – wir werden 
siegen!“ Mit dabei waren auch rund 
2000 Freiwillige aus der Sowjetunion: 
als Militärberater, Piloten, Panzerfah-
rer, Ärzte und sonstige Spezialisten. 
Ihr Kampfruf wie ihr Kampf sind un-
vergessen, auch wenn der Krieg im 
März 1939 mit einer Niederlage 
endete und acht Jahrzehnte später 
kaum einer der daran einst Beteilig-
ten noch am Leben sein dürfte. Dass 
er unvergessen ist, hat in erster Linie 
mit der Signalwirkung zu tun, die vom 
damals praktizierten bewaffneten 
Widerstand gegen Faschismus und 
den von ihm nachfolgend entfessel-
ten Zweiten Weltkrieg ausging. So 
werden sich in diesem Jahr erneut 
zigtausende Menschen in aller Welt 
zusammenfinden, um diesen Einsatz 
und seine Protagonisten zu würdigen 
und zu ehren. 
Andererseits ist nicht zu überse-
hen, dass namentlich Spanien selbst 
sich schwertut mit der Erinnerung 
an seine jüngere Geschichte. Noch 
immer überschattet die fast vier-
zig Jahre währende Diktatur eines 
Francisco Franco ein vorurteilsfreies 
Gedenken. Erst nach dessen Tod im 
November 1975 drangen nach und 
nach auch Stimmen jener ins öffent-
liche Bewusstsein, die unter dem 
alten Regime unterdrückt bzw. zum 

Schweigen verurteilt waren. Knack-
punkte dafür waren eine von der zwi-
schenzeitlichen sozialistischen Regie-
rungsmehrheit 1984 verabschiedete 
gesetzliche Regelung zur Entschädi-
gung von Opfern der Diktatur und 
ein 2007 beschlossenes „Gesetz zur 
historischen Erinnerung“, das u. a. 
vorsah, die zahlreichen Symbole der 
Franco-Herrschaft im Lande zu elimi-
nieren. Hinzu kam, dass den damals 
noch lebenden Interbrigadisten 1996 
die einst von Dolores Ibárruri, der le-
gendären „Pasionaria“, versprochene 
spanische Staatsbürgerschaft ange-
boten worden war, übrigens gegen 
heftigsten Widerstand aus dem kon-
servativen bzw. post-franquistischen 
Lager. Schließlich führte 
das landesweite Ringen um 
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die historische Wahrheit insbesonde-
re junge Leute dazu, sich der nach-
gewiesen mehr als 2000 Massengrä-
ber anzunehmen, in denen Francos 
Schergen ihre meist namenlosen Op-
fer verscharrt hatten.
An ihrer Seite wissen sie dabei all jene 
Vereinigungen auch in den Ländern, 
aus denen die „Voluntarios de la Li-
bertad“, die „Freiwilligen der Freiheit“ 
einst gekommen waren. Eingeladen 
von der „Asociación de Amigos de 
las Brigadas Internacionales“, werden 
sich auch in diesem Herbst wieder 
Freunde aus den USA, Großbritan-
nien, Frankreich, Italien und vielen 
anderen Weltregionen in Spanien 
treffen, um das Gedenken an die an-
tifaschistischen Vorkämpfer für Frie-
den und Freiheit, für Demokratie und 
Menschenwürde wachzuhalten. 

Oder, wie es im Aufruf des deutschen 
Vereins der „Kämpfer und Freun-
de der Spanischen Republik 1936–
1939“ (KFSR) für das Jahr 2016 heißt: 

* Gründungsmitglied des Vereins „Kämpfer und 
Freunde der Spanischen Republik 
1936–1939 e. V.“, KFSR
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Tausendsiebenhundert jugoslawische Freiwillige, darunter 14 Frau-
en, waren als vergleichsweise kleine Gruppe innerhalb der aus 50 
Ländern kommenden Internationalen Brigaden im Spanienkrieg. Sie 
wollten, wie aus später veröffentlichen Dokumenten hervorgeht, die 
Spanische Republik bei deren antifaschistischen Widerstand gegen 

die Franquisten unterstützen und die sozialen Errungenschaften verteidigen. 
Sie kämpften gegen den Faschismus und für bessere Lebensumständen.

Im Königreich Jugoslawien war die Kommunistische Partei (KPJ) für die Organi-
sation der Freiwilligen zuständig. Rund 1.000 jugoslawische Interbrigadistinnen 
und Interbrigadisten kamen indes aus dem Ausland, wo sie arbeiteten, leb-
ten und sich nicht selten in gewerkschaftlichen Kämpfen politisiert hatten. Die 
meisten waren in der 129. Internationalen Brigade eingesetzt. Sie kämpften an 
allen Fronten mit: von der Verteidigung Madrids ab November 1936 bis zu den 
letzten Rückzugsgefechten am Fuß der Pyrenäen. Etwa 600 von ihnen kamen 
in Spanien ums Leben.

Mit dem Beginn des Zweiten Weltkrieges kehrten viele Überlebenden illegal 
nach Jugoslawien zurück. Dort nahmen sie im Widerstand gegen die faschisti-
sche Besatzung eine wichtige Rolle ein. Wegen ihrer politischen und militärischen 
Erfahrung waren sie maßgeblich am Aufbau der Partisaneneinheiten beteiligt 
und gehörten zum Führungsstab der „Volksbefreiungsbewegung“. Nach der 
Gründung des sozialistischen Jugoslawiens hatten viele „Španci“, wie die Ehe-
maligen der Interbrigaden genannt wurden, hohe Posten im neuen Staat inne. 

Mit dem Zerfall Jugoslawiens wurde ihr Beitrag zur Befreiung des 
Landes aus dem öffentlichen Gedenken verbannt.
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SolidarnOST – Solidarität mit Antifas in Ex-Jugoslawien (solidarnost.blogsport.eu)

IM ZEICHEN VON 
„BRÜDERLICHKEIT 
UND EINHEIT“

Gen. Karol Świerczewski, ehem. Spanien-Kämpfer und Befehlshaber der 2. Polnischen Armee bei 
einer Besprechung mit sowjetischen Offizieren vor Überquerung der Neisse am 16.05.1945



Am 6. April 1941 überfiel 
Nazi-Deutschland das Kö-
nigreich Jugoslawien. Das 
Land wurde innerhalb von 
wenigen Tagen besiegt 

und unter den Besatzungsmächten 
Deutschland, Italien, Bulgarien, Ru-
mänien und Ungarn aufgeteilt. In Kro-
atien entstand ein Marionetten-Staat 
unter der Herrschaft der faschisti-
schen Ustaša. Das Land wurde aus-
geplündert; die Wirtschaft dem im-
perialistischen Krieg untergeordnet. 
Hunderttausende Jugoslawinnen und 
Jugoslawen wurden zur Zwangsarbeit 
zum Beispiel nach Deutschland ver-
schleppt.

Die Besatzer gingen brutal gegen 
die Bevölkerung vor: Lager wurden 
eingerichtet, in die Roma, Jüdinnen 
und Juden sowie politische Gegner/
innen eingesperrt und ermordet wur-
den. In Belgrad wurde das alte Mes-
segelände zum Konzentrationslager 
umfunktioniert. Bereits im Mai 1942 
meldete der Oberbefehlshaber der 
Wehrmacht in Serbien, das Land sei 
„juden- und zigeunerfrei“. Das größte 
Konzentrations- und Vernichtungs-
lager auf dem Balkan befand sich im 
kroatischen Jasenovac und wurde 
von den Ustaša betrieben. Zehntau-

sende Menschen wurden dort besti-
alisch ermordet.

Gegen die Besatzer gründeten sich 
Widerstandsgruppen. Im Sommer 
1941 rief die Kommunistische Partei 
Jugoslawiens (KPJ) unter der Führung 
von Josip Broz „Tito“ zur Gründung 
der antifaschistischen „Volksbefrei-
ungsbewegung“ auf. Unter der Pa-
role „Tod dem Faschismus – Freiheit 
dem Volke“ bildeten sich Partisane-
neinheiten im ganzen Land, in denen 
auch Frauen an vorderster Front mit 
kämpften.

Neben den Tito-Partisanengruppen 
gab es in Serbien auch nationalis-
tisch-monarchistische Gruppen, die 
Četnici. Diese forderten ein „Groß-
serbien“. Anfänglich gingen auch sie 
gegen die Besatzer vor; später kolla-
borierten sie mit den Deutschen und 
Italienern bei deren Kampf gegen die 
antifaschistische Widerstandsbewe-
gung. Gegen die Besatzer und die 
Ustaša -Faschisten wuchs die anti-
faschistische Widerstandsbewegung 
schnell an. Während des gesamten 
Zweiten Weltkrieges kontrollierte sie 
befreite Gebiete zum Beispiel in Slo-
wenien und in Bosnien. In den befrei-
ten Gebieten wurden Räte ins Leben 
gerufen, die die Verwaltung über-
nahmen. Es wurden Großgrundbesit-
zer enteignet und das Land an arme 
Bauern verteilt. Der antifaschistische 
Kampf wurde mit sozialistischen Ide-
en verknüpft; ein wichtiger Grund 
des Erfolges des antifaschistischen 
Widerstandes, den große 

DER ANTIFASCHISTISCHE 
WIDERSTANDSKAMPF 
IN JUGOSLAWIEN 
VON 1941 BIS 1945.
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Teile der Bevölkerung gemeinsam un-
ter der Parole „Brüderlichkeit und Ein-
heit“ führten. Nachdem im Mai 1945 
Jugoslawien durch die Partisaninnen 
und Partisanen mit der Hilfe der Alli-
ierten vollständig befreit war, wurde 
das zweite Jugoslawien als sozialisti-
scher Staat gegründet.
Nach der kriegerischen Zerschlagung 
Jugoslawiens Anfang der 1990er 
Jahre wurde die Erinnerung an den 
antifaschistischen Kampf umge-
schrieben: So gelten in der offiziel-
len Geschichtsschreibung Kroatiens 

die Partisaninnen und Partisanen als 
„kommunistische Verbrecher“. In Ser-
bien werden sie zu „Verrätern“ und 
die Četnici dagegen zu den „wahren 
Antifaschisten“ erklärt. 

Ziel ist faktisch in beiden Staaten, 
die antifaschistische Geschichte und 
vor allem die damit verbundene Idee 
einer sozialistischen und multiethni-
schen Gesellschaft aus dem Bewusst-
sein der Menschen zu verbannen.

20

Bestellungen auch unter: 
www.jungewelt.de/probeabo
Abotelefon: 0 30/53 63 55-50

K
uba begrüßte das Jahr 2016 

mit den traditionellen 21 Sa-

lutschüssen auf der Festung 

San Carlos de la Cabaña an der Ha-

feneinfahrt von Havanna. Mit öffent-

lichen Feiern und Partys im ganzen 

Land wurde auch der Eintritt in
 das 

58. Jahr der Revolution auf der Kari-

bikinsel begangen. Am 1. Januar 1959, 

dem Tag der Befreiung vom Dikta-

tor Fulgencio Batista, war Kuba auch 

zum ersten Mal in seiner Geschichte 

unabhängig von fremden Mächten 

geworden. »Niemals«, betonte Präsi-

dent Raúl Castro zwei Tage vor dem 

Jahreswechsel im Parlament, »werden 

wir Bedingungen akzeptieren, die die 

Souveränität und Würde unseres Lan-

des einschränken.«

Ein Jahr nach Beginn des Annähe-

rungsprozesses zwischen Washington 

und Havanna unterstrich der kubani-

sche Staatschef erneut die Forderung 

nach Beendigung der US-Blockade 

und nach Rückgabe des von den USA 

besetzten Gebietes in der Bucht von 

Guantánamo. Eine Normalisierung 

sei nur möglich, sagte er in Richtung 

Washington, wenn das Recht eines 

jeden Staates respektiert werde, sein 

wirtschaftliches, politisches und so-

ziales System selbst zu bestimmen. 

In seiner Rede warnte Castro zudem 

vor der »Offensive des Imperialismus 

und der Oligarchie gegen die revolu-

tionären und progressiven Prozesse 

in Lateinamerika«. Er rief zu einer 

»internationalen Mobilisierung für 

die Verteidigung der Souveränität 

und Unabhängigkeit Venezuelas« auf. 

Auch in Brasilien, wo die Oligarchie 

versuche, Präsidentin Dilma Rousseff 

durch einen parlamentarischen Staats-

streich zu stürzen, seien die in den 

letzten Jahren erreichten sozialen und 

politischen Fortschritte in Gefahr.

Staats- und Regierungschefs aus al-

ler Welt beglückwünschten das kuba-

nische Volk und seine Regierung zum 

Jahrestag der Revolution. Als einer 

der ersten gratulierte Russlands Präsi-

dent Wladimir Putin. Er würdigte die 

gemeinsamen Projekte beider Länder 

und kündigte weitere Kooperationen 

an. Aus Hanoi waren bereits am 31. 

Dezember die Grüße der Regierungs-, 

Staats- und Parteiführung in Havanna 

eingegangen. Und Nicaraguas Präsi-

dent Daniel Ortega versicherte, dass 

Kuba und die kubanische Revolution 

»heute mehr als je zuvor« ein Beispiel 

für die Völker der Region seien.

Nach den Feiertagen stehen die vom 

Parlament am vergangenen Dienstag 

beschlossenen wirtschaftlichen Ziele 

auf der Tagesordnung. Das für 2016 

angestrebte Wachstum von zwei Pro-

zent scheint bescheiden, nachdem die 

Volkswirtschaft im letzten Jahr um 

vier Prozent gewachsen war. Ange-

sichts der weltweiten Krise und der 

ungewissen Entwicklung des Haupt-

handelspartners Venezuela hatte Wirt-

schafts- und Planungsminister Marino 

Murillo das Ziel von zwei Prozent al-

lerdings »auch gut« genannt. Um die-

se Vorgabe zu erreichen, müssten die 

Produktion gesteigert und die Importe 

gesenkt werden. »Alles, was wir in 

Kuba produzieren können, sollten wir 

auch hier herstellen«, so Murillo in der 

Nationalversammlung. »Es ist besser, 

Rohstoffe zu importieren und sie hier 

weiterzuverarbeiten, als die fertigen 

Produkte auf dem Weltmarkt zu kau-

fen.« Der Minister hatte angekündigt, 

dass der Staat in den kommenden Jah-

ren vor allem in Bereichen wie der Bio-

technologie, dem Energiesektor, dem 

Tourismus und der Landwirtschaft in-

vestieren wolle. Wirtschaftsplan und 

Staatshaushalt 2016 waren außerdem 

auch ein Schwerpunkt auf dem XII. 

Plenum des Zentralkomitees der KP 

Kubas, das am Sonnabend in Havanna 

getagt hatte.

Kuba: Kurs abgesteckt

Nach Hitlers Vorbild

WWW.JUNGEWELT.DE

Maduros Bart  

bleibt dran

Caracas. Venezuelas Präsident 

Nicolás Maduro hat am Mittwoch 

(Ortszeit) in Maracay die milli-

onste Sozialwohnung den neuen 

Bewohnern übergeben. Ziel des im 

April 2011 gestarteten Regierungs-

programms »Gran Misión Vivien-

da Venezuela« ist es, bis 2018 zwei 

Millionen solcher Apartments zu 

errichten, um allen Menschen eine 

würdige Unterkunft zu ermögli-

chen. Die nur symbolischen Mie-

ten werden den Bewohnern in den 

ersten Jahren komplett erlassen. 

Maduro hatte Anfang Dezember 

erklärt, er werde sich den Schnurr-

bart abrasieren lassen, wenn bis 

Jahresende nicht eine Million Woh-

nungen fertiggestellt sein würden.

Maduro nutzte die Zeremo-

nie auch zum Erlass fünf neuer 

Dekrete, bevor am kommenden 

Dienstag eine oppositionelle Par-

lamentsmehrheit die Legislative 

übernimmt. So behält sich der 

venezolanische Staat künftig die 

Ausbeutung von Gold und anderen 

Mineralien vor.  

 (jW)

Flüchtlingsunterkünfte: 

Brände und Attacken

Ruppertshofen/Merseburg. In einer 

Flüchtlingsunterkunft für Kinder 

und Jugendliche in Ruppertshofen 

(Baden-Württemberg) hat es am 

frühen Neujahrsmorgen gebrannt. 

Verletzt wurde nach Polizeianga-

ben niemand. Die Ursache für das 

Feuer war zunächst unklar. Das 

nun stark beschädigte Gebäude 

diente zehn minderjährigen Flücht-

lingen als Quartier.

Rund 20 Neofaschisten haben 

am Freitag morgen in Merseburg 

(Sachsen-Anhalt) eine Flüchtlings-

unterkunft mit Feuerwerkskörpern 

beschossen. Auch zur Sicherung 

des Gebäudes eingesetzte Beamte 

seien Ziel der Attacken geworden, 

teilte die Polizei am Freitag mit. 

Außerdem hätten die Angreifer 

fremdenfeindliche Parolen geru-

fen. Gegen drei der Beteiligten 

wurden Anzeigen wegen Land-

friedensbruchs, Beleidigung und 

Volksverhetzung erstattet. (dpa/jW)

Havanna, 31. Dezember 2015: Kubanische Flaggen in der Nähe der US-Botschaft
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Spekulantenförderung

Das Finanzkapital wird staatlich gehät-

schelt, die Investitionen bleiben 

aus. Von Rainer Rupp

Selbstbetrug

Das westliche Afghanistan-Bild hat  

mit der Wirklichkeit wenig zu tun.  

Von Knut Mellenthin

Sackgasse

London: Regierung dämpft Wachs-

tums erwartungen – ein Resultat 

der eigenen Kürzungspolitik

Staatsversagen

Wohnraum wird knapp. Die Linke Nord-

rhein-Westfalens startet Petition. 

Interview mit Sascha H. Wagner
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Feiern im ganzen Land zum 57. Jahrestag der Revolution. Wirtschaftliche Ziele für 2016 

beschlossen. Von Volker Hermsdorf

Türkische Regierung droht Kurden mit »Säuberung«

D
er türkische Ministerpräsi-

dent Ahmet Davutoglu hat 

in seiner Neujahrsansprache 

die Ausarbeitung einer neuen Verfas-

sung versprochen, die das Land zu 

einer »fortgeschrittenen Demokra-

tie« führen werde. Was die regieren-

de religiös-nationalistische Partei für 

Gerechtigkeit und Aufschwung (AKP) 

darunter versteht, hatte Staatspräsident 

Recep Tayyip Erdogan bereits in der 

Silvesternacht verdeutlicht. Nach seiner 

Rückkehr von einer Reise nach Saudi-

Arabien nannte er laut einer Meldung 

der konservativen Tageszeitung Today’s 

Zaman am Donnerstag abend auf einer 

Pressekonferenz »Hitlers Deutschland« 

als Beispiel für das von ihm angestrebte 

Präsidialregime unter Beibehaltung der 

zentralistischen Staatsstruktur.

Offenkundig orientiert sich Erdo-

gan auch an der Rhetorik seines Vor-

bildes Hitler. In seiner Neujahrsan-

sprache kündigte der Präsident an, die 

Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), mit 

der er noch im Frühjahr Friedensge-

spräche führen ließ, »bis zum Ende« 

zu bekämpfen. »Unsere Sicherheits-

kräfte säubern sowohl die Berge als 

auch die Städte Meter für Meter von 

den Terroristen, und sie werden mit 

der Säuberung weitermachen.«

Was darunter zu verstehen ist, wur-

de angesichts von über 50 zum Teil 

wochenlangen Ausgangssperren in 

kurdischen Städten seit dem Sommer 

deutlich. Dabei wurden fast 200 Zi-

vilisten von »Sicherheitskräften« ge-

tötet, Hunderte Häuser zerstört und 

Hunderttausende Menschen in die 

Flucht getrieben. In der Stadt Cizre, 

wo seit drei Wochen eine Ausgangs-

sperre herrscht, wurden am Donners-

tag erneut Wohnviertel von Panzern 

beschossen. Mehrere Zivilisten ka-

men nach Angaben der Nachrichten-

agentur Firat ums Leben.

Im Bündnis mit den faschistischen 

Grauen Wölfen strebe die AKP die 

Restauration des Putschregimes der 

1980er Jahre an, erklärte die PKK in 

ihrer Neujahrsbotschaft und warnte vor 

einem »institutionellen Faschismus«. 

»Das Jahr 2016 wird Zeuge eines nie 

dagewesenen aufopferungsvollen Wi-

derstandes werden, der ein freies und 

demokratisches Leben nicht nur für die 

Kurden, sondern für alle Menschen in 

der Türkei bringen wird«, kündigte die 

PKK-Führung an. 
Nick Brauns

wird herausgegeben von  

1. 792 Genossinnen und 

Genossen (Stand 23.12.2015)

n www.jungewelt.de/lpg

  ACHT SEITEN EXTRA

Macht und Geld

Ein Gespräch mit Dieter Frielinghaus über 

die evangelischen Kirchen in Bundesrepu­

blik und DDR – von Wiederbewaffnung 

bis zu Angriffskriegen. Außerdem: Fremde 

Mütter. Haushaltshilfen von den Philip­

pinen und aus Indonesien in Hongkong. 

Reportage von Thomas Berger

Urania.
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eit dem 22. Januar harrt 

eine 

Gruppe von zwei Dutzend Men-

schen im mehrheitlic
h von Kur-

den bewohnten Cizre im Südosten der 

Türkei in einem Keller aus. D
ie Gruppe 

war dorthin geflüchtet, als si
e von türki-

schen Soldaten beschossen wurde (jW
 

berich
tete). Mittle

rweile sind minde-

stens sie
ben Menschen ihren Verletzun-

gen erlegen, die sie
 bei den Angriffe

n 

von Polizei und Militä
r erlitt

en hatten. 

Zuletzt sta
rb am Samstag die 16jährige 

Sultan Irm
ak, nachdem es erneut zu 

einem Beschuss d
es Hauses durch Pan-

zer und Artill
erie der türkisch

en Armee 

gekommen war. Dabei wurde zudem 

der einzige Zugang zu dem Keller ver-

schüttet, wie die kurdisch
e Nachrich

-

tenagentur ANF berich
tete.

Das letzte Lebenszeichen der Ein-

geschlossenen und Verletzten gab es 

am Samstag. »W
ir w

erden beschossen, 

Bomben wurden hier rein geworfen. Sie 

werden uns töten. Helft uns«, waren 

die letzten Worte, die man einer Pres-

seerklärung der Demokratisch
en Par-

tei der Völker (H
DP) zufolge von den 

Verletzten vernommen habe. Seitdem 

sei die Verbindung abgerisse
n und es 

gebe keinen Kontakt mehr zu den Ein-

geschlossenen. Bereits a
m Freitag hatte 

der HDP-Abgeordnete Faysal Sariyildiz 

eine SMS-Nachrich
t des sic

h im Keller 

befindenden Mehmet Yavuzer von der 

kurdisch
en Demokratisch

en Partei der 

Regionen (D
BP) veröffentlich

t, in
 der 

es heißt: »Ich werde mich selber töten. 

Ich möchte die Schreie nach Wasser 

nicht mehr hören. Niemand guckt zu 

mir, ic
h werde mich selber töten. Was-

ser, ich sage dir, Genosse – Wasser, 

Wasser …
« Seit nunmehr se

chs Tagen 

gebe es in
 dem Keller nichts m

ehr zu 

trinken, berich
tete die ANF. Die Einge-

schlossenen hätten lediglich
 einen alten 

Wassertank mit einem Liter dreckigen 

Wassers g
efunden, um ihre Lippen be-

feuchten zu können.

In einer Erklärung der H
DP-Abge-

ordneten Iris 
Baluken, Meral Danis 

Bestas und Osman Baydemir vom 

Samstag heißt es, dass 
wiederholt 

Krankenwagen daran gehindert w
orden 

seien, zu den Verletzten zu gelangen. 

Die zuständigen Behörden hätten ar-

gumentiert, dass der einzige Weg zu 

dem Haus durch die »Kampflinie« füh-

re und man deshalb die Sicherheit der 

Rettungskräfte nicht garantieren könne, 

da während der laufenden Operation 

ein Waffenstill
stand nicht möglich

 sei. 

Schließlich
 wurden die Krankenwagen 

bis a
uf ru

nd 200 Meter an das H
aus 

herangelassen, jedoch mit der Auflage, 

dass d
ie Verwundeten und Eingeschlos-

senen selbständig aus dem versch
üt-

teten Keller kommen und bis zu den 

Krankenwagen laufen müsste
n, so

 die 

Abgeordneten. Die drei Parlamentarier 

sind am vergangenen Mittw
och in einen 

Hungerstre
ik getreten, um Druck auf 

die türkischen Behörden auszuüben, 

damit diese Hilfe zu den Verletzten 

durchlassen.

Am Wochenende versuchte in Ciz-

re eine Gruppe Freiwillig
er aus den 

im Gesundheitsw
esen tätigen Gewerk-

schaften TTB und SES, mit K
ranken-

wagen zu den Verwundeten vorzusto-

ßen. Die Mediziner wurden jedoch von 

den Sicherheitsk
räften daran gehindert, 

den Opfern Hilfe zu leisten. Laut der 

Nachrichtenagentur ETHA versuch-

te am Sonntag auch eine Gruppe von 

Frauen, darunter Mütter der Einge-

schlossenen, mit weißen Fahnen zu 

dem Haus zu gelangen, woraufhin die 

gesamte Gruppe von Spezialeinheiten 

der Polizei festgenommen wurde.

In mehreren deutsch
en Städten gin-

gen am Samstag Tausende Menschen 

gegen das Vorgehen des türkisch
en Mi-

litärs in
 Kurdistan auf die Straße, un-

ter anderem in Berlin, Köln, Hamburg, 

Frankfurt am Main und Stuttgart.
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Langsames Massaker

Schwieriger Auftakt
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Wieder starben in der 

Ägäis 37 Menschen

Ayvacik. In der Ägäis si
nd am 

Samstag erneut mindestens 

37 Menschen ums Leben ge-

kommen, die meiste
n von ihnen 

Frauen und Kinder. 75 Menschen 

konnten nach Angaben der tür-

kischen Küstenwache gerettet 

werden, nachdem ihr Boot beim 

Versuch der Überfahrt von der 

türkischen Provinz Canakkale zur 

griechischen Insel Lesbos kenter-

te. Die meiste
n der Flüchtlinge ka-

men aus Syrien und Afghanista
n, 

einige aus M
yanmar. E

rst a
m Don-

nersta
g waren 24 Flüchtlinge beim 

Untergang ihres Boots vor der 

griechischen Insel Samos umge-

kommen, am Mittw
och ertra

nken 

sieben Menschen.  

(AFP/jW)

Kundgebungen nach 

Handgranaten-Wurf

Villingen-Schwenningen/Chemnitz. 

Nach dem Handgranaten-Wurf 

auf eine Flüchtlingsunterkunft in
 

der Schwarzwaldstadt Villin
gen-

Schwenningen gab es m
ehrere 

Demonstra
tionen. Bei sp

onta-

nen Kundgebungen von einigen 

Rechten und insgesamt rund 300 

antifaschistis
chen Demonstra

nten 

kam es am Sonnabend zu Hand-

greiflic
hkeiten. Der Angriff 

in der 

Nacht auf Freitag mit einer nicht 

explodierten Handgranate sorgte 

bundesweit fü
r Entsetzen. Unklar 

ist w
eiterhin, ob die Kriegswaffe 

mit einem Zünder ausgestattet war. 

Zu den Ergebnisse
n der Überprü-

fung durch das Landeskrim
inalamt 

machte die Polizei keine Angaben. 

Drei vermummte Männer haben 

unterdessen eine Asylbewerberun-

terkunft in
 Chemnitz mit Steinen 

beworfen. Mehrere Scheiben wur-

den dabei am Sonnabend beschä-

digt, w
ie die Polizei am Sonntag 

mitteilte. Verletzt wurde niemand. 

Die Täter flü
chteten.  

(dpa/jW)

Hunderte Menschen demonstrierten am Sonnabend in Berlin gegen den Krieg Ankaras gegen die Kurden

B
JO

ER
N

 K
IE

T
Z

M
A

N
N

Bierriese

Marktführer Anheuser-Busch schluckt 

größten Konkurrenten SAB Mil-

ler. V
on Gerrit Hoekman

Vorteilsnahme

Interne Revisionen haben in 

 verschiedenen Bundesbehörden 

Unregelmäßigkeiten festgestellt

Staatsbesuch

Raúl Castro in Paris: Kubanischer 

Präsident zu offizieller Visite in 

Frankreich eingetroffen

Grenzverkehr

Deutsche Exportwirtschaft barmt: 

Kontrollen innerhalb der EU-Zone 

schaden dem Profit 
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Türkei: S
eit zehn Tagen warten Eingeschlossene in Cizre auf H

ilfe
. Militär verweigert 

Zugang. Mindestens sieben Tote. Von Kevin Hoffmann, Istanbul

In Genf haben die Syrien-Friedensverhandlungen begonnen

I
n Genf kommen die Gespräche um 

eine Beendigung des Krieges in 

Syrien langsam voran. Am Sonn-

tag trafen erstm
als V

ertreter des »Ho-

hen Verhandlungsrates« (HNC) der in 

Saudi-Arabiens Hauptsta
dt Riad ta-

genden Oppositio
nsgruppen mit d

em 

UN-Sondervermittle
r fü

r Syrien, Staf-

fan De Mistu
ra, zusammen. Dieser 

hatte zuvor diplomatisch verklausu-

liert die Verzögerungstaktik des H
NC 

kritis
iert. Für Gespräche über einen 

Waffenstill
stand sei es erforderlich, 

dass beide Seiten, »die aufeinander 

schießen«, anwesend seien.

Die 17 Repräsentanten des HNC 

waren erst 
am Samstag abend, einen 

Tag nach dem Beginn der Gespräche, 

in Genf eingetroffen. Als »V
orauskom-

mando« hatte die in Ista
nbul ansässig

e 

»Nationale Koalitio
n« bereits 

zuvor 

sieben Delegierte nach Genf geschickt. 

Deren Mitglieder hatten die Anwesen-

heit internationaler Medien genutzt, 

um die Vorbedingungen ihrer Seite zu 

wiederholen: ein Waffenstill
stand, die 

Beendigung von Belagerungen und 

die Freilassung von Gefangenen. Das 

aber so
ll entsprechend der UN-Sicher-

heitsra
tsre

solution 2254 mit den Ge-

sprächen in Genf gerade erst e
rreicht 

werden. Vorbedingungen, wie sie vom 

HNC und seinen Unterstü
tzern vorge-

tragen werden, sin
d nicht vorgesehen.

Das betonte auch der Verhand-

lungsleiter der sy
risc

hen Regierungs-

delegation, Baschar Al-Dschafari, a
m 

Sonntag im Gespräch mit Journali-

sten. Er verurteilte den schweren An-

schlag, der am Sonntag morgen in Sai-

da Zeynep südlich von Damaskus min-

destens 45 Menschen getötet hatte. 

Die Dschihadiste
nmiliz »Isla

mischer 

Staat« hat die Verantwortung für das 

Attentat übernommen, das unweit der 

Saida-Zeynep-Moschee verübt wurde, 

einem für sc
hiitis

che Muslim
e wichti-

gen Heiligtum.

Dschafari sa
gte außerdem, Damas-

kus habe die UNO aufgefordert, für 

ein Ende der Sanktionen zu sorgen, 

die von den USA und der EU 2011 

gegen Syrien verhängt und seither 

mehrfach verschärft w
urden. Die De-

legation der sy
risc

hen Regierung war 

pünktlich in der Schweiz angekom-

men und tra
f sic

h am Freitag mit D
e 

Mistu
ra. Man habe über die Tages-

ordnung gesprochen, erklärte dieser 

anschließend. 
Karin Leukefeld, Genf

wird herausgegeben von  

1.802 Genossinnen und 

Genossen (Stand 12.1.2016)

n www.jungewelt.de/lpg
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Verwüstungen

Der Mensch hinterlässt auf der 

Erde unauslöschliche Spuren. 

 Leben wir noch im »Anthropozän« 

oder eher im »Kapitalozän«? Zum 

Streit um einen Namen für das 

Zeitalter eines kaputten Planeten.  

Von Elmar Altvater
M

A
R

C
 E

IC
H

/D
PA

- 
B

IL
D

FU
N

K

U
m Moskaus »Interventio

ns-

politi
k« entgegenzutre

ten, 

wird
 das US-amerik

anisc
he 

Milit
är s

ein
e M

itte
l verv

ier
fac

hen und 

sei
ne P

räs
enz in

 M
itte

l- u
nd Oste

uro-

pa v
ers

tär
ken. D

er e
ntsp

rec
hende P

en-

tag
on-Etat 

werd
e im

 kommenden Jah
r 

auf 3
,4 M

illi
ard

en D
ollar

 (3
,1 M

illi
-

ard
en Euro) e

rhöht, v
ier

mal m
ehr a

ls 

2016. D
as 

teil
te U

S-Vert
eid

igungsm
i-

niste
r A

shton Cart
er 

am
 D

ien
sta

g in
 

Wash
ington m

it. 
»W

ir v
ers

tär
ken uns 

in Europa, u
m unser

e N
ATO-Verb

ün-

dete
n angesi

chts 
der 

russi
sch

en A
g-

gres
sio

n zu unter
stü

tze
n«, sag

te 
er. 

Das 
Geld

 werd
e i

n die 
Stati

onier
ung 

von mehr T
ruppen in Europa g

est
eck

t, 

in mehr A
usbild

ung und M
anöver m

it 

den Verb
ündete

n so
wie i

n die B
ere

it-

ste
llu

ng von Kampfausrü
stu

ng und 

Infra
stru

ktur. D
er U

mfan
g des g

esa
m-

ten
 Rüstu

ngsbudgets
 in Höhe v

on 583 

Milli
ard

en Dollar
 orie

ntier
e sic

h an 

fünf Faktoren: dem Aufsti
eg Russ-

lan
ds und dem

 Chinas;
 der 

Bedro-

hung der U
SA und se

iner p
azi

fisc
hen 

Verb
ündete

n durch
 Nordkorea

; dem
 

»unheilv
ollen

 Einflu
ss«

 Ira
ns a

uf U
S-

Verb
ündete

 in der G
olfre

gion und den 

fortg
ese

tzte
n Kam

pf g
egen den »Isla

-

misc
hen Staa

t«. D
er 

Kongres
s m

uss 

dem
 Haushalts

plan
 noch zu

stim
men.

Bere
its 

zuvor hatte
 die 

New
 York 

Times 
(NYT) u

nter
 Beru

fung au
f o

f-

fiz
iell

e Q
uelle

n von en
tsp

rec
henden 

Plän
en des 

US-M
ilit

ärs
 beri

chtet.
 Ei-

nem
 Artik

el 
zufolge, 

der 
am

 Mon-

tag
 (O

rtsz
eit)

 unter
 der 

Übers
chrift

 

»Europa befestig
en, um Putin

 die 

Stirn
 zu

 biete
n« in der O

nlin
eau

sgabe 

ers
chien

en ist
, ex

isti
ere

n Plän
e, 

ein
e 

vollst
ändige P

anzer
brig

ade in
 der R

e-

gion dauerh
aft

 fü
r d

en Einsat
z b

ere
it-

zuhalte
n. U

m best
ehende O

berg
ren

-

zen
 zu

 umgehen, s
oll d

as 
Geld

 au
s 

ein
em

 spezi
elle

n Inter
ventio

nsfo
nds 

kommen, a
us d

em
 an

sonste
n divers

e 

Abteil
ungen des 

»Krieg
s gegen den 

Terr
or« fin

anzie
rt w

erd
en.

Laut NYT zeigten sic
h Experte

n 

ers
tau

nt über 
den Umfan

g der 
Auf-

sto
ckung der 

milit
äri

sch
en M

itte
l fü

r 

Europa. U
nter

 den Empfän
gers

taa
ten

 

für M
ate

ria
l u

nd zu
sät

zlic
he T

ruppen 

befä
nden si

ch la
ut Q

uelle
n au

s d
em

 

US-Verte
idigungsm

iniste
riu

m Un-

garn
, Rumänien

 und die 
balti

sch
en 

Staa
ten

. D
ie Z

eitu
ng zit

ier
t die P

enta-

gon-M
itar

beite
rin

 Evely
n N

. F
ark

as,
 

bis 
Oktober 

2015 au
f h

öchste
r E

be-

ne zustä
ndig für die 

Politi
k gegen-

über R
ussl

and und der U
krai

ne: »
Das 

ist 
eine wirk

lich
 große Sache, und 

die 
Russe

n w
erd

en au
sra

ste
n. E

s i
st 

ein
 gew

alti
ges 

Zeic
hen unser

er 
Ent-

sch
losse

nheit,
 Russl

and abzusch
rek

-

ken und unser
 Bündnis 

und unser
e 

Partn
ersc

haft 
mit 

Ländern wie der 

Ukraine, Moldaw
ien und Georgien 

zu stä
rken.«

Währen
d Wash

ington die 
näch

ste
 

Runde d
es H

ochrüste
ns ei

nleit
et, 

wol-

len
 die 

NATO-Vert
eid

igungsm
iniste

r 

lau
t ei

nem
 Beri

cht der W
elt 

am Sonn-

tag (W
amS) b

ei 
ein

em
 Tref

fen
 M

itte
 

Februar 
in Brüsse

l fü
r d

en Krise
nfall

 

ein
er 

Attac
ke a

us d
em

 O
ste

n tra
inie-

ren
. In

 ei
ner 

geheim
en Sitzu

ng so
lle 

ein solch
er Angriff

 auf das Verte
i-

digungsbündnis s
im

ulier
t w

erd
en, so

 

das 
Blatt

 unter
 Beru

fung au
f h

ochran
-

gige N
ATO-Krei

se.
 »Sie ü

ben Krise
n-

managem
ent.« »Die M

iniste
r m

üsse
n 

bei d
ies

er S
im

ulati
on unter

 Zeitd
ruck 

entsc
heid

en, w
as 

die 
NATO tu

t –
 in

-

klusiv
e d

er 
Verl

egung von Truppen«, 

so ein
 Diplomat d

er K
rieg

sal
lian

z g
e-

genüber W
amS. D

ie V
ert

eid
igungsm

i-

niste
r w

ürden mit e
inem

 so
genannten

 

hybrid
en Szenario

 konfro
ntiert, 

das 

sic
h in äh

nlich
er W

eis
e b

ere
its 

bei d
er 

Annexion der 
Krim

 durch
 R

ussl
and 

abgesp
ielt

 hatte
. R

ussl
and werd

e a
ber 

ausdrücklich
 nich

t a
ls 

Aggres
sor e

r-

wähnt. D
as 

Fein
dbild

 ste
ht ohnehin.

 

(mit Material von AFP)
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Rüsten gegen Russland

Afghanistan ist »nicht überall u
nsicher«

WWW.JUNGEWELT.DE

Castro und Hollande  

gegen die Blockade

Paris. Zum Absch
luss s

ein
es 

Staa
ts-

besu
chs in

 Fran
krei

ch hat s
ich

 Raúl 

Cast
ro (l.

) zu
frie

den geze
igt. K

u-

bas 
Präs

ident und se
in Gast

geber 

Fran
çois H

ollan
de fo

rdert
en ge-

mein
sam

 ein
e A

ufhebung der s
eit 

mehr al
s fü

nf Ja
hrze

hnten
 von den 

USA gegen die I
nsel

 verh
ängten

 

Blockade u
nd lobten

 den Stan
d ih-

rer
 bilat

era
len

 Bezi
ehungen. »W

ir 

würdigen Fran
krei

chs F
ührung bei 

der G
est

altu
ng ein

er n
euen Ära d

er 

Bezi
ehungen zw

isc
hen der E

U und 

Kuba«, er
klär

te C
ast

ro.

Die b
eid

en Staa
tsc

hefs
 vere

in-

barte
n ein

e e
ngere

 Koopera
tion im

 

Tourism
us, i

m fai
ren

 Handel u
nd 

im Eise
nbahnsek

tor. H
ollan

de sa
gte 

zu, au
f ei

nen Teil 
der v

erb
leib

enden 

Schulden Kubas g
egenüber P

aris
 zu

 

verz
ich

ten
. D

ie S
umme so

ll in
 fra

n-

zösisc
he W

irts
chafts

projek
te a

uf 

der I
nsel

 gest
eck

t w
erd

en. 212 M
il-

lionen Euro der a
usste

henden 530 

Milli
onen Euro so

llen
 dazu

 in ein
en 

Fonds fl
ieß

en.  

(dpa/jW)

EU einigt sich auf  

Datenaustausch mit USA

Brüssel. Die E
U und die U

SA haben 

sic
h au

f n
eue R

egeln
 zu

m Date
n-

austa
usch

 geei
nigt. D

as 
teil

ten
 EU-

Justiz
kommiss

ari
n Vera

 Jo
urova 

und ihr S
prec

her a
m Dien

sta
g über 

den Kurzn
ach

rich
ten

dien
st T

wit-

ter
 mit. D

as 
war n

ötig
 gew

orden, 

weil 
der E

uropäis
che G

eri
chtsh

of 

(EuGH) im
 Oktober d

ie z
uvor 

gelte
nde s

ogenannte S
afe

-Harb
or-

Vere
inbaru

ng gekippt hatte
. In

 den 

USA se
ien

 In
form

atio
nen nich

t 

ausre
ich

end vor d
em

 Zugriff
 von 

Behörden und Geheim
dien

ste
n ge-

sch
ützt,

 befa
nden die L

uxem
burger 

Rich
ter.

 Wahington hatte
 der E

U 

ers
tm

als
 »verb

indlich
e Z

usag
en« 

gem
ach

t, d
ass

 dem
 Zugriff

 von 

Stra
fverf

olgungsbehörden und 

Geheim
dien

ste
n au

f D
ate

n »klar
e 

Gren
zen

« gese
tzt 

sei
en, hieß

 es
 in 

EU-Krei
sen

. D
as 

Ergebnis m
uss 

späte
r n

och von den M
itglied

sst
aa-

ten
 best

ätig
t w

erd
en, au

ch das 
Eu-

ropaparl
am

ent hat P
rüfre

chte.

  

(AFP/jW)

Gemeinsames Manöver von US-, britischen und moldawischen Truppen in Rumänien an der Grenze zur Ukraine (April 2
015)
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Altlasten

Darf’s eine M
illi

arde m
ehr s

ein?  

Moskau und Kiew streite
n  

um den Gastransit in
 die EU

Vorwahlen

US-Staat Io
wa: C

ruz bei R
epublik

anern 

vor T
rump, lin

ker D
emokrat San-

ders gleichauf m
it Clin

ton

Staatsfeind

In der T
ürkei h

at der P
rozess gegen den 

Prediger F
ethulla

h Gülen begon-

nen. V
on Nick Brauns

Intervention

NATO steht vor e
rneutem Krie

g in
  

Libyen. D
ie Angriff

e 2011 s
türzten 

das Land in
s Chaos

3

6

7
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Washington w
ill 

deutlic
h m

ehr W
affe

n an NATO-Staaten in
 Zentra

l- und O
steuropa 

lie
fern. P

lanspiele der K
rie

gsallia
nz gegen Angriff

 aus dem O
sten. Von Stefan Huth

De M
aizière: F

lüchtlin
ge solle

n zurückkehren. B
undeswehr s

oll u
nbegrenzt b

leiben

D
ie 

Bundesr
egier

ung hat 
ent-

sch
ied

en, mit Polizi
ste

n und 

Soldate
n in Afghanista

n zu 

bleib
en, »solan

ge e
s d

ie S
ich

erh
eit 

ein
-

fordert«
. Dies

 teil
te 

Bundesi
nnenmi-

niste
r T

homas 
de M

aiz
ière

 (C
DU) am

 

Dien
sta

g beim
 Besu

ch in
 ein

em
 Poli-

zei
trai

ningsze
ntru

m in M
asa

r-i-
Scharif

 

mit. E
r beto

nte: 
»W

eil 
wir b

leib
en wol-

len
, w

ollen
 w

ir a
uch nich

t, d
ass

 viele
 

Afghanen ihr Land ver
las

sen
.« Eine 

Ausweis
ung afg

hanisc
her 

Flüchtlin
ge 

hält 
der M

iniste
r tr

otz d
er S

ich
erh

eits
-

lag
e in

 ih
rem

 Heim
atla

nd fü
r g

ere
cht-

fer
tigt. »

Ich
 behaupte 

nich
t, d

ass
 A

f-

ghanista
n ei

n si
chere

s H
erk

unftsl
and 

ist«
, sag

te 
de Maiz

ière
 (CDU) am

 

Dien
sta

g im
 ZDF-»Morgenmagazi

n«. 

»Es g
ibt ab

er s
ich

ere
 Gebiete

«, daru
n-

ter 
»viele

 Provinzen
 im

 Norden« oder 

die 
Hauptsta

dt Kabul, wo es 
»nich

t 

übera
ll u

nsic
her i

st«
.

Zwar 
gebe es 

nach wie vor 

»sch
recklich

e Ansch
läge«. Das ei-

gentlic
he Z

iel 
sei

en ab
er 

nich
t Z

ivili-

ste
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Mehr Informationen zur antifaschistischen 
Befreiungsbewegung und der Linken in Jugo-
slawien findet ihr im Buch „Mythos Partizan“ 
(Unrast Verlag, 2013).

Rotarmistin im Befreiten Berlin 1945



An der finalen Schlacht des Zweiten Weltkrieges nahmen an der 
Seite der Roten Armee auch Soldaten und Frauen-Soldaten der 1. 
Polnischen Armee teil. 12.000 von ihnen kämpften allein in der Ber-
liner Innenstadt. 
Am 1. September 1939 begann mit dem Überfall auf Polen der 

Zweite Weltkrieg. Polnische Antifaschist_innen kämpften jedoch bereits einige 
Jahre zuvor in Spanien. Mit anderen Freiwilligen aus 53 Ländern füllten sie die 
Reihen der Republikanischen Armee gegen General Franco. Der Kommandeur 
der 35. Internationalen Division General Karol Świerczewski („Walter“), der von 
Ernest Hemingway in seinem Buch „Wem die Stunde schlägt“ als General Golz 
verewigt wurde, wurde später zum Befehlshaber der 2. Polnischen Armee, die 
bei Bautzen kämpfte. Diese Operation war Teil der sog. Schlacht um Berlin. 

Die Angehörigen der 1. Polnischen Armee waren fast ausnahmslos Zivilist_in-
nen, die vom NKWD im Februar 1940 im Rahmen der sog. Entkulakisierung 
nach Sibirien verschleppt wurden. Nach Wiederaufnahme der diplomatischen 
Beziehungen zwischen der polnischen Exil-Regierung in London und der So-
wjetunion, die nach dem Einmarsch der Sowjetunion in Polen am 17.09.1939 
abgebrochen worden waren, gelangten tausende Pol_innen aus den Gulags in 
die bei Moskau formierte 1. Polnische Armee. 

In die Berliner Groß-Operation wurde auch die 2. Polnische Armee (Erste Uk-
rainische Front unter Marschall Konew) in der Lausitz eingebunden. 
Die polnischen Kräfte sollten eigentlich nur eine Hilfsfunktion er-
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füllen, um das Haupt-Schlachtfeld zu isolieren. In der Nähe von Plötzensee 
am Hohenzollernkanal verhinderte jedoch die 1. Polnische Armee den Versuch 
Gen. Steiners vom Norden her in die Stadt durchzubrechen, wodurch ihr eine 
eigenständige Rolle zukam. Als sich am 24. April 1945 der Belagerungs-Ring 
um Berlin schloss, kämpften polnische Truppen bei Kremmen, Tietzen, Birken-
werder, Oranienburg und Nauen. Bei Bautzen beteiligte sich dagegen die 2. 
Polnische Armee an der Zerschlagung der von den Sudeten her Berlin zu Hil-
fe eilenden Heeresgruppe „Mitte“ von Generalfeldmarschall Schörner. An den 
Kämpfen um Berlin nahmen insgesamt 170 000 polnische Soldat_innen teil.

In den Straßenschlachten in Ber-
lin nahm die 1. Mörser-Brigade, 
die 1. Haubitzen-Brigade, das 6. 
Ponton-Bataillon sowie die relativ 
spät, weil erst am 30. April in die 
Stadt hinzugerufene, 1. Infante-
rie-Division Tadeusz Kościuszko 
als Streitkräfte der 1. Polnischen 
Armee teil. Ihre Einheiten kämpf-
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ten vor allem in Charlottenburg, Moabit und Tiergarten. Besonders viele Opfer 
forderten die Kämpfe am 1. Mai 1945 um die Charlottenburger Chaussee (Stra-
ße des 17. Juni). Unter dem Oberkommando der 2. Sowjetischen Garde-Armee 
von Gen. Bogdanow übernahmen die Polen Aufgaben, die nicht von Panzerein-
heiten unter den Bedingungen eines Häuserkampfes erfüllt werden konnten. 
Die polnische Division befreite drei zentrale Objekte des Sektors „Zitadelle“ im 
Tiergarten (den Karl-August-Platz, die damalige Technische Hochschule sowie 
Gefechtspunkte im Tiergarten und den S-Bhf. Tiergarten selbst). Dafür wurden 
76 mm-Geschütze zerlegt und in den dritten Stock von Gebäuden gegenüber 

der Technischen Hochschule 
getragen. 

Durch direkten Beschuss aus 
den Fenstern und ein zeitgleich 
stattfindendes Umzingelungs-
manöver des Hinterhofes der 
Technischen Hochschule vom 
Osten, Westen und Norden 
konnte dieses Verteidigungs-
nest ausgeschaltet werden.

Die Einnahme dieses von 
Gen. Weidling als „neuralgi-
schen Punkt“ bezeichneten 
Kampfgebietes durch das 2. 
Polnische Regiment, das von 
Nord-Westen kam sowie der 
Sturm der 1. Sowjetischen 
Panzer-Armee und 8. Sow-
jetischen Garde-Armee von 
Süd-Osten waren entschei-
dend für die Aufnahme der 

Kapitulationsgespräche durch Gen. Weidling. Die Liquidation des letzten Wi-
derstandspunktes der Nazis in der Nähe des Reichstages wurde von Offizieren 
der 120. Sowjetischen Panzer-Garde sowie dem 3. Polnischen Infanterie- und 
dem 1. Polnischen Artillerie-Regiment, als Teil der polnischen 1. Kościuszko-Di-
vision, vor dem Brandenburger Tor unterzeichnet. 

Die polnische Fahne wurde auf der Siegessäule gehisst, dem Symbol des über-
mütigen preußischen Militarismus, die nach der Niederschlagung der 
Pariser Kommune 1871 in Berlin aufgestellt wurde.
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Partisanen der 1. Brigade der Armia Ludowa (Volks Armee) 
unter Befehl von Zygmunt Bieszczanin„Adam“ (erster rechts)
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Die Berliner Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes- Bund der Antifa-
schistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA) bemüht sich seit mehreren Jahren 
um eine Ehrung der polnischen Soldaten und Frauen-Soldaten in Berlin. Seit 
einem Jahr wird sie dabei vom AStA der TU Berlin unterstützt. Dabei hat sie 
immer wieder die Bedeutung der 1. Polnischen Armee aber auch den Beitrag 
polnischer Widerstandsgruppen, wie die um Hedwig Neumann in Pankow, 
hervorgehoben. In Polen wird kaum noch an die Soldat_innen der 1. und 2. 
Polnischen Armee erinnert. Die SPD-Fraktion in der BVV Charlottenburg-Wil-
mersdorf hat im Mai 2015 das Bezirksamt gebeten eine Form des Gedenkens 
zu finden in dem „der besondere Anteil der Frauen und Männer in den polni-
schen Verbänden bei den Straßenkämpfen in unserem Bezirk hervorgehoben 
werden“ soll. Während des Zweiten Weltkriegs starben 6 Millionen polnische 
Staatsbürger_innen, die Hälfte davon Juden und Jüdinnen, was 22% der Ge-
samtbevölkerung ausmacht.

Meeting sowjetischer Soldaten im befreiten Berlin



Der Fall Distomo (Grie-
chenland) ist ein exemp-
larisches Beispiel für den 
Umgang der Bundesrepu-
blik Deutschland mit ei-

nem NS-Verbrechen. Deutsche Bot-
schaftsvertreter_innen erscheinen 
auf Gedenkfeiern, legen Kränze nie-
der und äußern Bedauern. Vorläufiger 
Höhepunkt der deutschen Versöh-
nungsoffensive: Im März 2014 reist 
Bundespräsident Gauck nach Grie-
chenland und erklärt in Lyngiades, ei-
nem der vielen Orte, in denen Wehr-
macht und SS während der deutschen 
Besatzung in Griechenland mordeten: 
„Mit Scham und Schmerz bitte ich im 
Namen Deutschlands die Familien 
der Ermordeten um Verzeihung.“

Doch das scheinbare Bekenntnis zu 
deutscher Schuld blieb und bleibt 
ohne notwendige Konsequenzen: Die 
Morde an Zehntausenden Opfern der 
Nazibesatzer in Griechenland (wie 
auch anderswo) sind bis heute un-
gesühnt, die Täter wurden von den 
deutschen Ermittlungsbehörden nicht 

verfolgt und bestraft, die Opfer und 
Hinterbliebenen der Ermordeten nicht 
entschädigt. Im Gegenteil: Sämtliche 
deutschen Regierungen haben es sich 
zur Aufgabe gemacht, die berechtig-
ten Entschädigungsforderungen der 
Opfer und Überlebenden mit allen 
politischen und juristischen Mitteln zu 
bekämpfen. 

In Deutschland wurde das Massaker in 
Distomo vom 10. Juni 1944 jahrzehn-
telang verschwiegen. Dort ermorde-
ten Angehörige der 4. SS-Polizei-Pan-
zergrenadier-Division 218 Menschen 
als Rache für ein verlustreiches 
Gefecht mit Partisan_innen in der 
Umgebung. Es war eines der vielen 
Massaker der deutschen Besatzer in 
Griechenland, denen mehr als 30.000 
Menschen zum Opfer fielen. Erst seit 
der gerichtlichen Geltendmachung 
von Entschädigungsforderungen 
durch die griechischen Überlebenden 
und die Angehörigen der Ermordeten 
aus Distomo nahm auch die deutsche 
Öffentlichkeit Notiz von 
diesem Verbrechen. 
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Das Landgericht Levadia hatte die 
Bundesrepublik Deutschland im Jahr 
1997 verurteilt, an die 296 Kläge-
rinnen und Kläger aus Distomo eine 
Entschädigungssumme von umge-
rechnet ca. € 28 Mio. zu zahlen. 

Doch die deutsche Seite verweigerte 
dem Urteil die Anerkennung, die Bun-
desregierung erklärte sich für immun 
und behauptete, im Ausland dürfte 
Deutschland nicht verklagt werden. 
Der Areopag (oberster Zivilgerichts-
hof Griechenlands) wies jedoch im 
Jahr 2000 die Revision der Bundes-
republik zurück und erklärte, dass 
das Prinzip der Staatenimmunität im 
Falle von Kriegsverbrechen und Ver-
brechen gegen die Menschheit kei-
ne Gültigkeit habe. Das Urteil wurde 
rechtskräftig. Die Bundesregierung 
wollte aber weiterhin nicht zahlen. 

Aufgeschreckt wurde die deutsche 
Öffentlichkeit dann endgültig im Jahr 
2000 mit der spektakulären Einlei-
tung von Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen u. a. gegen die Liegenschaft, 
in der sich das Goethe-Institut in 
Athen befindet. Die Vermessung der 
Räumlichkeiten durch die Gerichts-
vollzieherin vor laufenden Kameras 
ließ in Berlin die Alarmglocken schril-
len. Die deutsche Regierung setzte 
Athen unter Druck. Sie erwirkte ein 
Veto des griechischen Justizministers 
gegen die Zwangsvollstreckung. Un-
ter der Drohung, Berlin würde einen 
Beitritt Griechenlands zur Eurozo-

ne verhindern, knickte die 
griechische Regierung ein.

Die juristische Auseinandersetzung 
im Fall Distomo war und ist damit aber 
nicht vorbei. Sie wurde fortgeführt 
vor den Gerichten Griechenlands, Ita-
liens, Deutschlands. Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
wurde angerufen sowie der Internati-
onale Gerichtshof, welcher der deut-
schen Seite Recht gab. Deutschland 
erwirkte im Jahr 2012 ein Urteil des 
IGH, in dem dieser erklärte, dass das 
Prinzip der Staatenimmunität unein-
geschränkt gelte und deshalb Gerich-
te anderer Staaten nicht über Klagen 
von Individuen gegen Deutschland im 
Fall von Kriegsverbrechen entschei-
den dürften. 

Damit schien die gerichtliche Ausein-
andersetzung beendet zu sein. Doch 
es kam anders. Das italienische Ver-
fassungsgericht entschied im Jahr 
2014, dass es verfassungswidrig sei, 
wenn die Bürger_innen eines Staates 
ihr Recht nicht vor den Gerichten su-
chen könnten. Dies verstoße gegen 
die Menschenwürde und gegen das 
Rechtsstaatsprinzip. Durch dieses 
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Urteil ist auch die Vollstreckung des 
Distomo-Urteils gegen deutsches 
Eigentum in Italien möglich. Sie wur-
de bereits eingeleitet. Abzuwarten 
bleibt, mit welchen Mitteln die deut-
sche Seite versuchen wird, die Rechte 
der Distomo Klägerinnen und Kläger 
dieses Mal zu unterlaufen. 

Parallel zur juristischen Auseinander-
setzung versucht Berlin in der Nach-
folge des Gauck-Besuchs noch eine 
andere Karte zu spielen. Sie ködert 
einzelne Bürgermeister der soge-
nannten „Märtyrergemeinden“ mit 
Schmeicheleien und finanziellen Zu-
wendungen. So erhielt der vormali-
ge Bürgermeister von Kalavryta das 
Bundesverdienstkreuz. Berlin wirbt 
für ein Deutsch-Griechisches Jugend-
werk und für einen Deutsch-Griechi-
schen Zukunftsfonds. Diese Instituti-
onen sind mit bescheidenen Mitteln 
ausgestattet, von deutscher Seite be-
stimmt und sollen propagandistisch 
genutzt werden, um der Öffentlich-
keit vor allem in Griechenland Sand 

in die Augen zu streuen. Ziel ist die 
Abwehr der Entschädigungs- und Re-
parationsforderungen. 

Große Teile der deutschen Öffent-
lichkeit haben bis heute nicht ak-
zeptiert, dass eine Anerkennung 
der NS-Verbrechen mit materiellen 
Konsequenzen verbunden ist. Die 
Bundesregierung nutzt weiterhin 
ihre Vormachtstellung in Europa, um 
sämtliche Forderungen aus ehemals 
von Nazideutschland besetzten Län-
dern abzuwehren. Ob es dennoch ge-
lingt, Forderungen der Opfer durch-
zusetzen, wird nicht zuletzt davon 
abhängen, wieviel Druck im In- und 
Ausland gegen diese deutsche Politik 
entwickelt werden kann.

Der Autor ist aktiv im AK-Distomo aus Ham-
burg. Der Arbeitskreis unterstützt die Entschä-
digungsforderungen griechischer und anderer 
NS-Opfer. Gemeinsam mit Jan Krüger erschien 
ein ausführlicher Beitrag zum Thema „Der Fall 
Distomo“ in dem Reader „Griechenland im 
Würgegriff“, Hrsg. Paul B. Kleiser 
im ISP Verlag
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Diese Grabinschrift 
auf dem Leningrader 
Piskarew-Gedenk-
friedhof für die vie-
len Menschen, die 

während der Belagerung starben 
und dort in Massengräbern be-

graben sind, steht nicht allein für die Verteidiger_innen Leningrads, welche die 
900-tägige Blockade ertragen mussten. Sie steht auch und vor allem für alle 
jene, die in der damaligen Sowjetunion für den langersehnten Tag des Sieges 
arbeiteten und kämpften. 

Auch 75 Jahre nach dem Überfall Nazideutschlands auf die Sowjetunion am 
22. Juni 1941 dürfen die 26 Millionen Sowjetbürger_innen, die in dem fast vier 
Jahre dauernden barbarischen Vernichtungskrieg ihr Leben verloren, nicht ver-
gessen werden. Genauso wenig die tausenden Städte und Dörfer, die zerstört 
und ganze Landstriche, die verwüstet wurden. Wir erinnern an die Folgen des 
Überfalls, wie das Massaker bei Babi Jar, bei dem am 29. und 30. September 
1941 in mörderischer Zusammenarbeit von Wehrmacht und SS 33.741 jüdi-
sche Einwohner_innen der Stadt Kiew in eine Schlucht getrieben und ermordet 
wurden. Wir erinnern an die sowjetischen Kriegsgefangenen, die erbarmungs-
los dem Hungertod preisgegeben oder in Massakern erschossen wurden. Allein 
in Bergen Belsen starben in der Zeit von Juli 1941 bis zum Frühjahr 1942 min-
destens 18.000 sowjetische Kriegsgefangene, in Sachsenhausen ermordeten 

15 bis 20 SS-Leute von August bis Mitte November 1941 mindes-

“NIEMAND IST 
VERGESSEN, 
NICHTS IST 
VERGESSEN.”
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tens 10.000 ehemalige Rotarmisten mittels einer im „Industriehof“ installier-
ten Genickschuss-Anlage, weitere 3.000 starben zur gleichen Zeit im Lager an 
Hunger und Seuchen. Erinnern wir an Leningrad, an den „Generalplan Ost“, der 
die Ermordung, Aushungerung und Vertreibung von 30 bis 40 Millionen pol-
nischer, jüdischer, russischer, weißrussischer, ukrainischer Bürger_innen sowie 
Sintize und Sinti, Romnija und Roma vorsah.

Auch heute, 75 Jahre später, bleibt die historische Aufgabe, die Opfer des von 
Nazideutschland begonnenen Vernichtungskrieg und die Ermordung der euro-
päischen Juden im Osten, welche in der Nazi-Propaganda als „jüdisch-bolsche-
wistische Untermenschen“ verfolgt und ausgeraubt und schließlich planmäßig 
vernichtet wurden, durch uns als Antifaschist_innen in Erinnerung zu halten. 
Es gilt den Geschichtsfälschungen und dem Geschichtsrevisionismus entge-
genzutreten, mit denen versucht wird, die Ursprünge des Faschismus und den 
Sieg über ihn im Jahre 1945 umzudeuten. Der Bundestag führte am 10. Sep-
tember 2014 eine Gedenkstunde aus Anlass des 75. Jahrestages des Beginns 
des Zweiten Weltkriegs durch, in der Bundestagspräsident Lammert äußerte: 
„Dem deutschen Überfall war ein diplomatisches Schurkenstück vorausge-
gangen: Der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt“, ein „Angriffspakt zweier 
ideologischer Antipoden“, die sich „darauf verständigt hatten, Mittelosteuropa 
mit imperialistischer Brutalität in Einflusssphären untereinander aufzuteilen“.

Auf diese Weise wird versucht, die europäische Appeasement-Politik gegen-
über Hitler mit deren Auswirkungen auf die sowjetische Außenpolitik zwischen 
August 1939 und Juni 1941 nachträglich zu rechtfertigen, und mit der des 
deutschen Verbrecherstaates und Aggressors gleichzusetzen. Letzterer wird 
damit entlastet und schließlich auch der entscheidende Beitrag der Roten Ar-
mee zur Befreiung Europas in Zweifel gezogen.
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Meeting von Soldaten der Kościuszko-Division am Charlottenburger Tor am 2. Mai 1945



Wer als Rotarmist*in ge-
gen Hitlerdeutschland 
gekämpft und überlebt 
hat, ist heute mehr als 
90 Jahre alt, bzw. meist 

schon gestorben.

Zwischen 1941 und 1945 starben 
von den 5,7 Millionen in Gefangen-
schaft geratenen Rotarmisten drei 
Millionen in deutscher Kriegsgefan-
genschaft. Der Krieg gegen die So-
wjetunion war ein Vernichtungskrieg, 
die sowjetischen Kriegsgefangenen 
wurden von den Nazis als „Unter-
menschen“ behandelt. 

Die Deutschen und ihre Kollaborateu-
re ließen sie verhungern, prügelten sie 
zu Tode, ließen sie erfrieren, sie muss-

ten sich als Sklavenarbei-
ter*innen zu Tode schuften, 

es gab keinerlei medizinische Versor-
gung. Jüdische Soldat*innen wurden, 
wenn erkannt, meist sofort liquidiert, 
genauso wie die politischen Kommis-
sare. Kriegsgefangene aus westlichen 
Ländern überlebten weit häufiger, nur 
rund drei Prozent starben in den La-
gern der Wehrmacht.

Im Jahr 2000 stellte die BRD nach 
Jahrzehnte langen Diskussionen und 
unter wachsendem internationalem 
Druck zehn Milliarden D-Mark für 
ehemalige Zwangsarbeiter*innen der 
NS-Wirtschaft bereit. Schon damals 
war ein großer Teil der potentiellen 
Empfänger*innen verstorben. Sow-
jetische Kriegsgefangene waren von 
Zahlungen ausgenommen.

Der 1990 gegründete Berliner Ver-
ein „ Kontakte – Kontakty“, der zur 
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Aussöhnung zwischen West und Ost 
beitragen will, begann 2003, da so-
wjetische Kriegsgefangene bei der 
Zwangsarbeiter-Entschädigung leer 
ausgingen, private Spenden zu sam-
meln. Je 300 Euro gingen seither an 
8000 ehemalige Rotarmisten., dazu 
ein persönlicher Brief, in dem der 
immer von Eberhard Radczuweit ge-
leitete Verein um Vergebung für das 
erlittene Unrecht bat. 

Der Verein hat damit mehr für die oft 
sehr armen Empfänger*innen in den 
Ländern der ehemaligen Sowjetunion 
getan, als jede deutsche Regierung.

Als der Bundestag im Mai 2015, 70 
Jahre nach Kriegsende doch noch 
beschloss, sowjetischen Kriegsgefan-
genen eine symbolische „Anerken-
nungsleistung“ magere 2500 Euro zu 
zahlen, traten Radczuweit und seine 
Mitarbeiter sofort in Aktion. „Wir ha-
ben aus unseren Listen 5000 Rotar-
misten angeschrieben, von denen wir 
dachten, sie könnten noch leben.“. 

Die meisten Rückmeldungen kamen 
von Kindern oder Enkeln – viele ehe-
malige Kriegsgefangene, sind inzwi-
schen verstorben. Immerhin konnten 
Hunderte Adressen von noch leben-
den, hochbetagten Anspruchsberech-
tigten, an das zuständige Bundesamt 
für zentrale Dienste und offene Ver-
mögensfragen (BADV) weitergeleitet 
werden. Dies scheint aber mit wenig 
Elan zu arbeiten, bis Januar 2016 ha-
ben nur acht Betroffene das Geld er-
halten. 

Gleichzeitig gehen bei Kontakte-Kon-
takty schlechte Nachrichten ein, z.B. 
aus Armenien. Von den rund 100 
ehemaligen sowjetische Kriegsgefan-
genen, die dort im Veteranenbund or-
ganisiert, sind Vier in der ersten Wo-
che 2016 gestorben
 
„Die ganze Prozedur ist auf drei Jahre 
angelegt“, sagt Radczuweit: „In dieser 
Zeit werden die meisten sowieso ge-
storben sein“.
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Informationen 
zu Kontakte – Kontakty: 
www.kontakte-kontakty.de

DEUTSCHLAND 
BLEIBT SPARSAM:
„BIOLOGISCHE LÖSUNG“ GREIFT 
AUCH BEI ENTSCHÄDIGUNG FÜR 
SOWJETISCHE KRIEGSGEFANGENE



9. MAI 2016 
FEST ZUM TAG DES SIEGES
ÜBER DEN FASCHISMUS 
IM TREPTOWER PARK

MIT MUSIK, 
ZEITZEUG.INNEN, 
BÜCHER- und INFORMATIONSSTÄNDEN
FÜHRUNG ZUM EHRENMAL Und 
RUSSISCHEM ESSEN UND TRINKEN

AB 15 UHR - IN DER NÄHE DES
SOWJETISCHEN EHRENMALS

WER NICHT FEIERT, 
HAT VERLOREN!


